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1.0 Einleitung

Im Zeichen einer wachsenden Globalisierung der Wirtschaftsbeziehungen und einer fortschreitenden weltweiten Umweltzerstörung stehen die Wechselwirkungen zwischen internationalem Handel und Umwelt zunehmend im Zentrum wissenschaftlicher und politischer Diskussionen. Während weitgehend Einigkeit herrscht, daß mit der zunehmenden ökonomischen Verflechtung der Volkswirtschaften auch vermehrt ökologische Probleme einhergehen, besteht zwischen Verfechtern des Freihandels auf der einen und Umweltschützern auf der anderen Seite ein Dissens darüber, ob bzw. inwieweit Umweltschutzmaßnahmen mit Hilfe von handelspolitischen Instrumenten durchgesetzt werden sollten. Die zentrale Frage lautet daher: Wie können weitere handelsbedingte Umweltbelastungen verhindert und gleichzeitig ungerechtfertigte Handelsbeschränkungen vermieden werden? Dabei ist auch von Interesse, inwieweit das GATT/WTO
-Regime Handelsbeschränkungen zum Zwecke des Umweltschutzes zuläßt und ob diesbezüglich Reformbedarf besteht.

Das Thema dieser Arbeit besteht aus zwei Aspekten: „Handel“ und „Umwelt“. Jeder einzelne von ihnen stellt ein komplexes Einzelthema dar. Durch ihre Kombination entsteht eine zeitgerechte Fragestellung von globaler Bedeutung.

Die Kernfrage dieser Arbeit lautet: Vertragen sich der Freihandel und der Schutz der Umwelt miteinander, oder sind es miteinander unvereinbare Positionen, ohne die Möglichkeit eines Konsenses ?

Die Umweltproblematik stellt seit der Konferenz von Rio de Janeiro 1992 das „Makroproblem“ unserer Zeit dar. Daraus läßt sich folgern, daß Umweltfragen auf keinen Fall mehr national oder regional zu betrachten sind, sondern stets mit dem globalen Maßstab. Die Auswirkungen von umweltschädigenden Maßnahmen einer Region haben weltweiten Einfluß, ein Beispiel hierfür sind Industrieabgase und FCKW-Sprühmittel, welche das Ozonloch entstehen ließen. 

„Makroproblem“ bedeutet, daß einzelne Gruppen oder Personen durch keine Mittel in der Lage sind, sich entsprechenden Auswirkungen zu entziehen. Bei anderen Problemen ist dies nicht der Fall, als Beispiele seien hier Krankheiten oder Überbevölkerung angeführt.

Im Völkerrecht längst berücksichtigt sind Umweltauswirkungen von Maßnahmen einzelner Staaten auf Nachbarstaaten, wie z.B. beim Thema der Luftverunreinigung
.

Ebenfalls ein globales Phänomen ist der Welthandel. Ihm wird freilich länger als den Umweltfragen im Völkerrecht Beachtung geschenkt.

Durch die globale Dimension beider Bereiche und deren Relevanz für die gesamte Weltbevölkerung ist eine Betrachtung von beiden Bereichen in ihrem Zusammenhang erforderlich geworden.

Zunehmendes Wirtschaftswachstum, Ursache und zugleich Wirkung handelspolitischer Integration, fördert die Verschmutzung der natürlichen Umwelt, wenn umwelterhaltenden Maßnahmen kein Vorrang eingeräumt wird.

Die Entwicklungsländer machen primär auf den zweiten Zusammenhang aufmerksam, wenn verschiedene Industrieländer höhere Umweltschutzstandards im Süden als Voraussetzung für die Öffnung ihrer Märkte fordern und eine umweltpolitische Reform des Regelwerks der WTO erwägen. Die Regierungen der Entwicklungsländer vermuten protektionistische Motive hinter dem Anliegen der Industrieländer, die auf diesem Wege versuchen würden, ihre Beschäftigungs- und Anpassungsprobleme zu lösen
. 

Die Industrieländer sind nach wie vor die weltweit größten Umweltverschmutzer
 und können bzw. sollten daher auch am meisten zur Entlastung der natürlichen Umwelt beitragen, und kein „Umweltdumping“ oder „Ökodumping“ betreiben, also einen Raubbau an der Umwelt
 (zur Vorbildfunktion siehe unter Kapitel 2.0). Die Verzögerung umweltschützender Maßnahmen unter Hinweis auf potentielle Handelsnachteile führt langfristig in einen ökologischen Kollaps. Die Verhängung von Handelssanktionen gegenüber den Entwicklungsländern kann umweltpolitische Anstrengungen der Industrieländer nicht ersetzen, sondern bestenfalls bei einzelnen globalen Umweltfragen ergänzen. 

Unter der Prämisse, daß die Themen „Handel“ und „Umwelt“ nicht isoliert betrachtet werden kann, wird beginnend die Begrifflichkeit der „nachhaltigen Entwicklung“ erläutert, welche das Thema dieser Arbeit in eine globale Themenhierarchie einordnet.

Anschließend wird eine Untersuchung über den Einfluß des Handels auf die Umwelt eingefügt wie auch eine kurze Vorstellung prozeßbezogener Umweltschutzmaßnahmen.

Ferner sollen verschiedene Internationalen Organisationen und Institutionen vorgestellt werden, welche sich mit dem Thema „Handel und Umwelt“ beschäftigen.

Daraus folgend soll am Beispiel der sogenannten „Thunfisch- und Shrimpsfälle“, welche die Streitschlichtungsorgane der WTO beschäftigten, untersucht werden, inwieweit sich durch nationale Maßnahmen globale Umweltpolitik beeinflussen läßt und ob die WTO derzeit in der Lage ist, selbst Einfluß darauf zu nehmen.

Anschließend sollen Vorschläge aufgezeigt werden, welche von verschieden Organisationen in bezug auf diese Fragen vorgestellt wurden.

Am Ende werden in einer Zusammenfassung die Ergebnisse festgehalten.

2.0 Hintergrund zum Begriff der „nachhaltigen Entwicklung“

Das „Umweltproblem“ wird seit dem Brundtlandt-Bericht „Our Common Future“ von 1987
 als global wichtig anerkannt. Der Bericht schaffte ein Bewußtsein für „nachhaltige Entwicklung“ (ecological sustainability).

Seit der UN-Konferenz über Umwelt und Entwicklung
 im Jahre 1992 steht das Leitbild der „nachhaltigen Entwicklung“ im Mittelpunkt der internationalen Debatte über die notwendige Umgestaltung der Gesellschaften, sowohl in den Industrie- als auch in den Entwicklungsländern.

Nachhaltigkeit umfaßt ein wertegebundenes, ganzheitliches Konzept, das wirtschaftliche Prosperität, soziale Gerechtigkeit und ökologisches Gleichgewicht als gleichwertige, unauflösbar miteinander verknüpfte Bestandteile eines weltweit gültigen Entwicklungsmodells anstrebt.

Während die ökologischen Aspekte des Leitbilds inzwischen Gegenstand intensiver wissenschaftlicher und politischer Auseinandersetzungen sind (diese sollen in dieser Arbeit auszugsweise vorgestellt werden), gibt es noch wenig Anhaltspunkte für eine inhaltliche Ausfüllung der sozialen Dimension. 

Die Umsetzung des Leitbilds von nachhaltiger Entwicklung erfordert enorme Anpassungsschritte sowohl in den Industrie- als auch in den Entwicklungsländern.

Umwelt- und Entwicklungspolitik müssen als Querschnittansatz in alle Handlungsfelder, vor allem in die Wirtschafts- und Strukturpolitik, also auch in den internationalen Handel, integriert werden. 

2.1 Auswirkungen des Handels auf die Umwelt

Die klassische Außenhandelstheorie berücksichtigt nicht die Existenz externer Effekte. Sie geht vielmehr davon aus, daß Freihandel die Wohlfahrt eines jeden Landes maximiert. Erst seit den siebziger Jahren findet die Umwelt als „Produktionsfaktor“
 oder als Konsumgut, in jedem Fall aber als knappes Gut
, in verschiedene Theorien Eingang
. 

Der Handel berührt in mehrfacher Hinsicht Umweltaspekte, er kann sich positiv oder negativ auf den Zustand der Umwelt auswirken
:
( Handel ist mit Transport verbunden, der direkt Umweltbelastungen hervorruft:

Die hauptsächliche Umweltbelastung liegt in den Emissionen aufgrund der Nutzung der Verkehrsmittel, aber auch von der Bereitstellung der Infrastruktur, der Herstellung der Fahrzeuge sowie der anschließenden Entsorgung gehen Auswirkungen auf die Umwelt aus. 

Die beschriebene Zunahme des internationalen Handels korrespondiert mit einem starken Anstieg des grenzüberschreitenden Güterverkehrs. Mit der dokumentierten Zunahme des Verkehrs, der sich darüber hinaus zunehmend auf die relativ umweltschädlichen Verkehrsmittel Flugzeug und Lkw verlagert, werden die Schadstoffbelastungen in Boden, Luft und Wasser erheblich verstärkt. Unter ökologischen Aspekten besteht auf diesem Gebiet demzufolge erheblicher Handlungsbedarf, der allerdings nicht auf den grenzüberschreitenden Verkehr beschränkt ist, sondern auch den Binnenverkehr umfaßt. 

( Handel ist im allgemeinen mit Wirtschaftswachstum verbunden:

Wirtschaftswachstum kann sich einerseits positiv auf den Zustand der Umwelt auswirken, soweit es die Möglichkeit schafft, vermehrt Mittel für den Umweltschutz bereitzustellen. Wachstum und damit einhergehender steigender Wohlstand, so die Argumentation, läßt die Nachfrage nach Umweltschutzmaßnahmen steigen und ist Voraussetzung dafür, daß die notwendigen Ressourcen bereitgestellt werden können. Gerade für die Entwicklungsländer kann der Außenhandel mit seiner wachstumsfördenden Wirkung eine Voraussetzung für dort notwendige Umweltschutzmaßnahmen sein. 

Andererseits führt Wirtschaftswachstum direkt zu vermehrtem Ressourcenverbrauch und höheren Schadstoffemissionen bei der Produktion und Konsumtion und wirkt somit negativ auf den Zustand der Umwelt. Welcher der beiden Wachstumseffekte letztlich überwiegt, hängt nicht zuletzt davon ab, welcher Anteil der durch das Wachstum vermehrt zur Verfügung stehenden Mittel auch tatsächlich für Umweltschutzmaßnahmen bereitgestellt wird.

( Handel fördert die Spezialisierung und verändert die internationale Produktionsstruktur:

Umwelteffekte können sich aus der mit dem Handel einhergehenden Spezialisierung ergeben. Allgemein kann gesagt werden, daß die Ursachen von Handel in der unterschiedlichen Ausstattung der Länder mit Rohstoffen und Produkten und in Kostenunterschieden der Länder bei der Produktion liegen. Kostenvorteile können z.B. durch unterschiedliche technologische Ausstattung der am Handel beteiligten Staaten oder unterschiedliches Klima bedingt sein. Vor allem der Handel zwischen Industrie- und Entwicklungsländern beruht auf der unterschiedlichen Ressourcenausstattung und in Produktionskosten unterschieden zwischen den betreffenden Staaten
. Diese Faktoren führen je nach Grad der Offenheit der Volkswirtschaften zu einer mehr oder weniger starken Spezialisierung der Länder auf die Produkte, bei denen sie einen Ausstattungs- oder Kostenvorteil haben
. 

Positive Umweltwirkungen können sich durch die Spezialisierung einzelner Länder im Bereich des Technikmarktes für Umweltschutz ergeben. Hier kann der internationale Handel mit seiner wettbewerbs-, innovations- und spezialisationsfördernden Wirkung zu Verbesserungen im weltweiten Angebot umweltschützender Technologien beitragen. 

Negative Umwelteffekte können daraus resultieren, daß die Spezialisierung der am internationalen Handel teilnehmenden Länder die Ausbeutung natürlicher Ressourcen fördern kann, wenn diese nicht zu ihren wahren Knappheitspreisen genutzt werden. Als Beispiel sei die fortschreitende Abholzung der Regenwälder genannt, die auch durch die internationale Nachfrage nach Tropenhölzern bedingt ist. 

Ferner können negative Umwelteffekte durch unterschiedliche Produktionsstrukturen auftreten. Denn der internationale Handel schafft im weitesten Sinne auch die Voraussetzungen, daß Unternehmen von international unterschiedlichen Umweltstandards profitieren, sei es durch den Handel mit gefährlichen Gütern und Abfällen (siehe Kapitel 2.14.) oder mittels Direktinvestitionen. Niedrigere Umweltschutzstandards in einigen Ländern können dazu führen, daß Unternehmen ihre Produktion in diese Länder verlagern
 und damit den Grad der Umweltverschmutzung erhöhen, soweit sie nicht die anspruchsvollere Umwelttechnik beibehalten. Damit einher geht nicht nur eine vergleichsweise stärkere Umweltbelastung als ohne die Möglichkeit der Standortverlagerung, sondern es besteht die Gefahr, daß die existierenden Standards aufgrund des internationalen Wettbewerbsdrucks nivelliert werden. 

( Handel hat einen Einfluß auf die Struktur des Verbrauchs:

Mit dem grenzüberschreitenden Handel verändert sich nicht nur die Produktionsstruktur, sondern auch die Konsumtionsstruktur. 

Ein positiver Umwelteffekt kann davon ausgehen, daß durch die größere Wahlmöglichkeit im globalen Güterangebot auch die Voraussetzungen für eine Verbreitung umweltfreundlicher Güter geschaffen werden. 

Negative Umwelteffekte können demgegenüber durch den Handel mit besonders umweltschädlichen Produkten, wie zum Beispiel mit gefährlichen Abfällen oder bestimmten Chemikalien, entstehen.

Umweltschutz als Vorwand für Handelsbeschränkungen

Neben den Effekten, die der globale Handel auf die Umwelt hat, gibt es auch Wirkungen von Umweltschutzmaßnahmen auf den freien Handel. Solche Umweltschutzmaßnahmen können sich auf bestimmte Produktionsprozesse oder auf Produkte beziehen.

2.2 Prozeßbezogene Umweltschutzmaßnahmen

Maßnahmen, die sich auf Produktionsprozesse beziehen und nicht für alle am internationalen Wettbewerb teilnehmenden Unternehmen gelten, können den Wettbewerb verzerren und Standortentscheidungen beeinflussen, da sie in der Regel für die betroffenen Unternehmen gleichbedeutend mit einer Kostenerhöhung sind
. In diesem Zusammenhang taucht auch der Begriff „Öko-Dumping “ auf, mit dem die Problematik umschrieben wird, sich im internationalen Wettbewerb durch im Vergleich zu anderen Ländern weichere Umweltvorschriften einen Wettbewerbsvorteil zu verschaffen
.

Verschiedene empirische Untersuchungen haben allerdings ergeben, daß unterschiedliche Umweltschutzstandards kaum Einfluß auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit haben, zumindest solange es sich um ähnlich entwickelte Volkswirtschaften handelt. Dies liegt zum einen daran, daß die Umweltschutzkosten bislang nur einen sehr geringen Anteil an den gesamten Kosten eines Unternehmens haben und zum anderen die Umweltschutzstandards innerhalb der OECD nicht allzuweit auseinander liegen. Zwischen Entwicklungs- und Industrieländern können Umweltschutzkosten jedoch aufgrund der stärker auseinanderliegenden Standards insbesondere für umweltintensive Wirtschaftszweige zu einem entscheidenden Wettbewerbsfaktor werden. 

Wie weiter oben bereits angedeutet, können unterschiedliche Umweltschutzstandards in offenen Volkswirtschaften gerade umweltintensive Industriezweige dazu verleiten, ihren Standort in Länder mit niedrigeren Umweltanforderungen zu verlegen. In diesem Zusammenhang wird von sog. „Pollution Havens“
 gesprochen. Niedrigere Umweltschutzstandards werden somit zu Standort- und Kostenvorteilen für die betreffenden Wirtschaftsakteure. Auch Standortverlagerungen aufgrund von unterschiedlichen Umweltschutzvorschriften konnten empirisch nicht in größerem Umfang nachgewiesen werden. Dies ist in erster Linie darauf zurückzuführen, daß Entscheidungen über Standortverlagerungen von zahlreichen Faktoren abhängen, unterschiedliche Umweltschutzstandards demnach nur eine Einflußgröße von vielen sind. Eine andere Gefahr unterschiedlicher Standards liegt im sog. „Öko-Protektionismus“. Mit diesem Wort wird das Phänomen umschrieben, strengere Umweltschutzstandards als versteckte Importrestriktion zu mißbrauchen, indem diese Anforderungen an den Produktionsprozeß im Exportland gestellt werden, falls vertragliche Vereinbarungen ein derartiges Vorgehen nicht verhindern. Vor allem die Entwicklungsländer werfen den Industrieländern den Mißbrauch ökologischer Ziele für protektionistische Zwecke vor
. 

Eine positive Wirkung strengerer Umweltschutzstandards wird darin gesehen, daß hierdurch die Innovationstätigkeit und damit die Wettbewerbsfähigkeit der Anbieter von Umweltschutztechnologien erhöht wird sowie möglicherweise Kostensenkungen durch "Ressourceneinspareffekte" erreicht werden.

3.0 Internationale Organisationen

Nachfolgend werden einige wichtige internationale Organisationen vorgestellt, welche sich mit dem Thema „Handel und Umwelt“, verbunden mit der „nachhaltigen Entwicklung“, befassen. Beginnend mit der in dieser Frage betroffenen größten Organisation, der WTO. Es sollen die Umweltschutzbestimmungen des Vertragswerks erläutert werden, und diese dann anhand von zwei praktischen Streitfällen auf ihre Praktabilität hin untersucht werden.

Ferner soll die Kommission für Handel und Entwicklung
 der WTO vorgestellt und ihr Aufgabenbereich erläutert werden.

Anschließend wird die Kommission für nachhaltige Entwicklung
 vorgestellt, welche den Vereinten Nationen angehört.

Dabei wird auch die Agenda 21 erwähnt, welche jedoch aufgrund ihres Umfangs hier nicht detailliert vorgestellt werden kann.

Abschließend wird auf die UN-Konferenz über Handel und Entwicklung
 eingegangen.

Anzumerken ist noch, daß neben den hier vorgestellten Organisationen sich auch andere Institutionen mit dem Thema befassen, wie z.B. die Global Environment Society (GEF), welche für die Weltbank arbeitet

3.1 GATT/WTO

In den internationalen Wirtschaftsbeziehungen wurde in den vergangenen Jahrzehnten ein dichtes Geflecht unterschiedlichster Abkommen und Normen entwickelt. Dazu zählen auf der einen Seite die Übereinkommen der World Trade Organisation (WTO) und ihres Vorgängers GATT (General Agreement on Tariffs and Trade) und auf der anderen Seite regionale Abkommen wie die Verträge der EU oder das Nordamerikanische Freihandelsabkommen (NAFTA) sowie bilaterale Abkommen. Sie alle haben in erster Linie den Zweck, den freien Handel weltweit zu erleichtern. Ziel der WTO ist es, Handelshemmnisse aller Art abzubauen und Zölle zu senken. Sie hat derzeit 134 Mitgliedsländer, davon sind rund 100 Entwicklungsländer, ihr Sitz ist in Genf
. Die WTO kontrolliert die Einhaltung ihrer für die Mitgliedsländer verbindlichen Regeln, wacht über die nationale Handelspolitik der Mitgliedsstaaten und schlichtet Handelsstreitigkeiten. Die Entscheidungen über neue Handelsregeln werden im Konsens der Mitgliedsländer getroffen. Aus dieser Machtfülle ergibt sich für die Regierungen, daß sie alle nationalen Gesetze und bilateralen Abkommen in Einklang mit dem WTO-Regelwerk bringen müssen.

Triebkraft des GATT-Prozesses war von Anfang an, von den Diskussionen der Nachkriegszeit über die Charta von Havanna bis hin zum Abschluß der Uruguay-Runde und zur Gründung der WTO, die Erkenntnis vieler Wirtschaftshistoriker, daß die Fehler des Protektionismus der 30er Jahre, welche die globale Depression heraufbeschworen haben und vermutlich Einfluß auf den Ausbruch des Zweiten Weltkriegs hatten, nicht wiederholt werden dürften. Insbesondere bestand die gesamte Philosophie des GATT per definitionem darin, die Mechanismen der Marktwirtschaft auf den weltweiten Handel auszudehnen. Dies mag für die Weltwirtschaft von Vorteil gewesen sein, hat jedoch auch erhebliche Kosten für die Umwelt und die globalen Gemeingüter mit sich gebracht (die Ozeane, die biologische Vielfalt, die Atmosphäre usw.).

Diese Kosten können anhand dreier bestimmter Aspekte der Funktionsweise der Weltmarktwirtschaft nach den GATT/WTO-Regeln festgestellt werden: Preismechanismus, Verbraucherinformation und Finanzmärkte. 

3.11 WTO und nachhaltige Entwicklung

Ein Großteil der Debatte über „Handel und Umwelt“ betrifft, sowohl hinsichtlich des Zeitaufwands, als auch hinsichtlich des überwältigenden Handelsvolumens, Umweltfragen im Zusammenhang mit der Nachhaltigkeit, die direkt oder indirekt mit ökonomischen Kosten oder Vorteilen verbunden sind, selbst wenn diese nicht mathematisch genau quantifiziert werden können. Diese Debatte dreht sich aber zu einem weitaus geringeren Teil auch um Fragen, die lediglich einen winzigen Teilbereich des gesamten Handelsaufkommens betreffen, d.h. um Fragen, die mit wirtschaftlichen Dingen überhaupt nichts zu tun haben, bei denen religiöse, ethische und generell moralische Überzeugungen zum Tragen kommen. Das GATT hat stets anerkannt, daß Handelsbeschränkungen aus moralischen Gründen durchaus legitim sind, wie ausdrücklich in der Ausnahmeregelung in Artikel XXa des Allgemeinen Abkommens hervorgehoben wird. Allerdings ist Artikel XXa einer der wenigen Artikel, über die sich der offizielle "analytische Index" des Allgemeinen Abkommens vollkommen ausschweigt, und zu dem es nie ein Urteil in einem konkreten Fall gegeben hat.

Dies ist ein Bereich, auf den die Regierungen ihre Gesetzgebung lange Zeit durchaus zu Recht beschränkt haben. Aber in dem Maße, in dem sich die globale Wirtschaft immer stärker vernetzt
, wird es auch für die WTO immer dringlicher, sich damit zu befassen, wie ihre Regeln künftig bei solchen moralischen Erwägungen anzuwenden sind, da nichts das Ansehen der WTO in der Öffentlichkeit mit größerer Wahrscheinlichkeit untergraben könnte, als WTO-Bestimmungen, die „geheiligte“ nationale Gesetze zu solchen moralischen Fragen unterlaufen. 

Andere Grauzonen der Ungewißheit beziehen sich auf den Schutz der "globalen Gemeingüter". Dies ist insbesondere dringend, nachdem das "Gasoline Panel"
 Vereinigte Staaten/Venezuela unter anderem saubere Luft nicht als "unerschöpfliches Gut" definiert hat, und zwar unter Bezugnahme auf eine GATT-Bestimmung, die eigentlich Exportbeschränkungen bei fossilen Brennstoffen regeln sollte; dies ist ein Hinweis darauf, daß WTO-Panel bekannte Texte des allgemeinen Abkommens zunehmend innovativer auslegen.

3.12 Umweltpolitische Regelungen im "alten" GATT

Das Wort "Umwelt" kommt im ursprünglichen GATT von 1948 nicht vor. Es wird erstmals 1979 im Abkommen über technische Handelshemmnisse verwendet. Dennoch enthielt das GATT von Anfang an Bestimmungen, die umweltpolitische, handelsbeschränkende Maßnahmen rechtfertigen. Die Art. III und XVIa erlauben die nationale Umsetzung von Umweltschutzmaßnahmen mittels Abgaben und Regulierungen. Voraussetzung ist, daß es nicht zu einer Diskriminierung von Importgütern kommt. Zölle, Steuerausgleichsabgaben und automatische Lizenzsysteme sind gestattet, mengenmäßige Beschränkungen dagegen untersagt
. Letztere sind dann zulässig, wenn sie nach Art. XXb des GATT dem "Schutz des Lebens und der Gesundheit von Menschen, Tieren und Pflanzen" oder nach Art. XXg der "Erhaltung nicht erneuerbarer Rohstoffe" dienen und nicht "willkürlich oder unbegründet" diskriminieren. Ähnliche Bestimmungen gab es bereits in den 20er Jahren (5). Die Maßnahmen sollen den Handel nicht stärker einschränken, als erforderlich ist, um das Umweltziel zu erreichen. 
Entscheidend ist nun, wie diese zum Teil recht vagen Aussagen in der Praxis ausgelegt werden (siehe dazu Kapitel 3.15).

3.13 Veränderungen der umweltbezogenen GATT-Regeln durch den Abschluß der Uruguay-Runde

Der Abschluß der Uruguay-Runde brachte zusätzliche umweltbezogene Regeln mit sich. Diese finden sich über die einzelnen Abkommen verstreut. Eine allgemeine Verpflichtung zum Umweltschutz wurde in der Präambel der Gründungserklärung der WTO verankert. Diese Organisation ist seit Abschluß der Uruguay-Runde für die Weiterentwicklung des Handelsliberalisierungsprozesses zuständig und dient dem GATT und seinen Einzelabkommen als institutionelle Verankerung. Im Abkommen über technische Handelshemmnisse werden nichtdiskriminierende, auf internationalen Standards basierende Umweltschutzstandards nicht nur für Produkte, sondern auch für Produktionsverfahren explizit anerkannt. Allerdings muß ein Staat, der schärfere als die internationalen Standards anwendet, diese Anwendung begründen. Das Abkommen über Hygienemaßnahmen gestattet umweltbezogene Schutzmaßnahmen, sofern sie wissenschaftlich begründet werden können. Diese wissenschaftliche Begründung erfordert allerdings nach juristischer Auslegung einen absoluten Konsens der Wissenschaftler, der nur höchst selten gegeben ist. 

Immerhin ist auch ohne diesen Konsens eine vorübergehende Anwendung der Schutzmaßnahme möglich. 
Im Subventionsabkommen und dem Abkommen über Landwirtschaft werden umweltschutzbezogene Subventionen für generell zulässig erklärt. Dies ermöglicht einer Regierung, Unternehmen durch finanzielle Anreize zu für sie privatwirtschaftlich sonst nicht lohnenden Umweltschutzmaßnahmen anzuregen. 

In bestimmten Grenzen sind zudem Subventionen gestattet, die die Anpassung an neue Umweltstandards erleichtern sollen. Letztere dürfen nicht mehr als 20% der Anpassungskosten betragen. 

Beim feierlichen Abschluß der Uruguay-Runde wurde in einer zusätzlichen Erklärung beschlossen, den Zusammenhängen zwischen handels- und umweltpolitischen Maßnahmen in Zukunft noch stärkere Beachtung zu schenken. Dabei wird der 1971 bereits vom GATT-Rat ins Leben gerufenen, allerdings erstmals 1991 einberufenen internationalen Arbeitsgruppe über Umweltschutzmaßnahmen und internationalen Handel erhebliche Bedeutung zukommen. 

3.14 Freihandel und Umweltschutz in GATT/WTO

Dieser Punkt erscheint deshalb sehr wichtig, weil aus den Meinungsverschiedenheiten und Streitigkeiten innerhalb des GATT abzulesen ist, wie in Bezug auf die Umwelt entschieden worden ist. Um Lösungen bei handelspolitischen Differenzen zwischen den einzelnen Vertragsparteien zu finden, wurde das sogenannte „Panelverfahren“ eingerichtet. Das Panel besteht im Normalfall aus drei bis fünf unabhängigen Experten, einem Sekretär des GATT und einem Rechtsexperten des GATT.

Die Berichte des Panels sowie deren Entscheidungen sind aber nicht bindend sondern nur Empfehlungen.

Zu den Grundregeln des Freihandels, wie ihn die WTO vertritt, zählt der radikale Abbau von "Handelshemmnissen" aller Art. Aber was sind "Handelshemmnisse"? 
Generell unterscheidet das Handelsrecht zwischen tarifären (Zölle u.ä.) und nicht-tarifären Handelshemmnissen, z.B. Mengenbeschränkungen und technische Handelsbarrieren wie hygienische und ökologische Produktstandards
, 

z.B. ist der Abgaskatalysator am Auto ein "ökologischer Produktstandard". Die Festlegung solcher Umweltstandards erfolgt zumeist durch die nationalen Gesetzgeber. Es wäre aber möglich, daß konkurrierende Automobilhersteller aus dem Ausland schärfere nationale Grenzwerte als unerlaubte Handelshemmnisse werten, die dazu dienen sollen, die heimische Industrie vor billigeren ausländischen Anbietern zu schützen. Grundsätzlich wäre für diesen Fall ein Prozeß vor der WTO denkbar. Denn nach dem WTO-Vertragswerk kann jedes Land nationale Schutzbestimmungen eines anderen Mitgliedsstaates als unerlaubtes Handelshemmnis in Frage stellen. Die beklagte Partei, die den Filter zum Standard erhoben hat, muß in einem solchen Verfahren beweisen, daß diese Maßnahme notwendig ist zum Schutz des Lebens und der Gesundheit von Menschen, Tieren und Pflanzen, bzw. dem Erhalt begrenzter natürlicher Ressourcen dient (Art. XX, GATT). 

Art XX (Präambel): 
"Unter dem Vorbehalt, daß die folgenden Maßnahmen nicht so angewendet werden, daß sie zu einer willkürlichen und ungerechtfertigten Diskriminierung zwischen Ländern, in denen gleiche Verhältnisse bestehen, oder zu einer verschleierten Beschränkung des internationalen Handels führen, darf keine Bestimmung dieses Abkommens so ausgelegt werden, daß sie eine Vertragspartei daran hindert, folgende Maßnahmen zu beschließen oder durchzuführen: 

Art. XX(b) 
Maßnahmen, die notwendig sind, um Leben oder Gesundheit von Menschen, Tieren oder Pflanzen zu schützen; 

Art. XX(g) 
Maßnahmen, die sich auf die Erhaltung erschöpflicher Naturschätze beziehen, wenn diese Maßnahmen in Verbindung mit Beschränkungen der inländischen Produktion oder des inländischen Verbrauchs angewendet werden;" 

Doch wann ist eine Maßnahme "notwendig"? Dies zu entscheiden liegt in der Hand der WTO-Richter, die eine Art Risikoprüfung vornehmen. Die meinungsbildenden Daten und Analysen liefern ihnen internationale Wissenschaftsgremien
. Eine knifflige Situation entsteht zwangsläufig dann, wenn die wissenschaftlichen Erkenntnisse lückenhaft sind. Der Konflikt zwischen Handel auf der einen und Umweltschutz auf der anderen Seite ist in vielen Fällen vorprogrammiert. 

Nachfolgend werden nun zwei der markantesten Entscheidungen bei solchen Verfahren und ihr Bezug auf die Umwelt dargestellt. Es wird dabei immer wieder auf Artikel des GATT - Vertrages hingewiesen, die bei solchen Verfahren als Begründung herangezogen wurden. 

3.15 Fallbeispiele für Handelstreitigkeiten mit Umweltfragen

3.15.1 Der Thunfischstreit

Dieser stellt wahrscheinlich das beste Beispiel für die Stellung des GATT gegenüber umweltpolitischen Fragen dar. 

Das Ziel des US-amerikanischen Gesetzes zum Schutz von Meeressäugetieren (MMPA
) von 1972 ist es, Bürger innerhalb der US-amerikanischen Hoheitsgewässer an der Tötung der Meeressäuger zu hindern
. Die Einfuhr von geschützten Tierarten in die USA ist an stark begrenzte Ausnahmebestimmungen gebunden. Insoweit lag keine Kollision mit den Bestimmungen des GATT vor, da Einfuhrbeschränkungen prinzipiell mit dem Nichtdiskriminierungsverbot für gleichartige Güter in Einklang stehen und sich sowohl auf den Konsum als auch auf die Produktion des eigenen Territoriums richten.

Ferner bestimmt das MMPA Importverbote für Fischsorten vor, bei deren Fang amerikanische Schutzbestimmungen für Meeressäuger keine Beachtung finden. In erster Linie ging es um den Import einer häufig vorkommenden Thunfischart
, bei deren Fang die Fischer Treibnetze verwenden, wodurch Delphine mitgefangen werden und auf diese Weise sterben.

Bestimmend für die Importerlaubnis war der Nachweis, daß US-amerikanische Standards hinsichtlich der Größe und der Länge der Treibnetze sowie der getöteten Anzahl an Delphinen pro Schiff eingehalten werden
. Verstärkt wurden diese Bestimmungen 1984, als von den exportierenden Ländern den der USA ähnliche nationale Schutzbestimmungen verlangt wurden.

Im Jahre 1987 stellte der US-Kongreß fest, daß nicht-US-amerikanischer Thunfischfischer lediglich 60 Prozent des gesamten gefischten Thunfischs im Ostpazifik fingen, aber für mehr als achtzig Prozent der getöteten Delphine verantwortlich seien
.

Diese Importbestimmungen wurden 1988 auf Zwischenhandelsländer ausgedehnt.

Mexiko, welches als erstes Land ein Einfuhrverbot in die USA auferlegt bekam, verklagte die USA daraufhin vor einer GATT-Schiedskommission wegen diskriminierender Handelshemmnisse. Es waren in diesem Verfahren zwei Fragen zu klären: 

1. Darf ein Staat Umweltgüter schützen, die sich außerhalb seines Hoheitsgebietes befinden (exterritoriale Umweltgüter) ? 2. Darf er zum Schutz der Umwelt Handelsmaßnahmen ergreifen, die sich außerhalb seines Souveränitätsbereiches auswirken (extraterritorial wirkende Handelsmaßnahmen), wie der Erlaß von Produktionsvorschriften, die auch von ausländischen Herstellern beachtet werden müssen? Die USA beriefen sich dabei vor allem auf die Artikel XX b und XX g (Schutz des Lebens von Tieren und Erhaltung der erschöpfbaren natürlichen Ressourcen). 

Mexiko berief sich dabei auf den Artikel III des GATT- Vertrages (Inländerbehandlung) 

Das Panel stellte fest, daß das Importverbot eindeutig gegen den Artikel III verstoße. Das Verbot wurde aufgrund des Produktionsprozesses ergriffen und ist deshalb nach dem GATT-Vertrag ungültig. In der Ware selbst bestehe kein Unterschied
. Deshalb wurde in diesem Fall zugunsten Mexikos entschieden. 

Die WTO gab Mexiko Recht und die USA wurden wegen unerlaubter Importbeschränkungen schuldig gesprochen. Das Panel erkannte die amerikanische Position nicht an, das Embargo sei durch Artikel XX (b) und (g) des GATT gedeckt. Diese Artikel erlauben unter bestimmten Bedingungen Importbeschränkungen, wenn dadurch natürliche Ressourcen sowie das Leben und die Gesundheit von Menschen, Tieren und Pflanzen geschützt werden . 

Statt dessen befand das Panel, Handelssanktionen gegen ein anderes GATT-Mitglied zum extraterritorialen Umweltschutz seien grundsätzlich nicht möglich, es sei denn, sie basierten auf einem eigenen Abkommen zwischen den betroffenen Staaten. Das internationale Handelsrecht erlaubt also die Anwendung von Handelsmaßnahmen allenfalls zum Schutz der nationalen Umwelt. Zum grenzüberschreitenden Schutz der Umwelt können demnach keine Sanktionen gegen ein Drittland ohne dessen ausdrückliche Einwilligung verhängt werden. 

Das Panel betonte zugleich, daß "ein Thunfisch ein Thunfisch ist"
. Da die Fangmethode keinen Einfluß auf die Beschaffenheit des Endproduktes habe, müßten die USA alle Thunfischimporte gleich behandeln. 
Das Urteil wurde von den USA nie umgesetzt, und Mexiko zog schließlich die Klage unter dem politischen Druck des großen Nachbarn zurück. 1994 kam es jedoch zu einer zweiten Klage, diesmal durch die EU. Im Unterschied zum ersten Panel schloß die Schiedskommission extraterritoriale Maßnahmen nun nicht mehr grundsätzlich aus
. Jedoch befand das Panel, diese dürften nur dann erfolgen, wenn sie "notwendig" seien, um Umweltschutzziele zu erreichen. Da man jedoch im konkreten Falle nicht zwingend davon ausgehen könne, daß das beklagte Land seine Fischereipolitik allein aufgrund von Handelssanktionen ändern würde, sei das Embargo folglich nicht "notwendig" und somit auch nicht zulässig. 

Weil beklagte Länder unter den damaligen GATT-Regeln – im Unterschied zur heutigen WTO-Rechtsprechung – die Möglichkeit hatten, die Umsetzung eines Urteils mit ihrem Veto zu blockieren, blieb auch dieser Spruch zunächst folgenlos. Jedoch wurden Vorentscheidungen getroffen, die bis heute fortwirken und denen unter der WTO mit ihrer Sanktionsmacht ein völlig neues Gewicht zukommt. Wenn es nicht möglich ist, Handelssanktionen zum grenzüberschreitenden Umweltschutz einzusetzen, wenn das internationale Handelsrecht nicht zuläßt, unterschiedliche Produktionsmethoden ungleich zu behandeln, ist eine wirkungsvolle internationale Umweltpolitik kaum möglich. Bezeichnend ist übrigens der Umstand, daß beide Panels der eigentlichen Frage, ob und wie Delphine geschützt werden können bzw. müssen, so gut wie keine Aufmerksamkeit schenkten. 

3.15.2 Der Shrimps-Turtle-Streit

Meeresschildkröten sind im Washingtoner Artenschutzabkommen als vom Aussterben bedrohte Art gelistet. Jährlich gehen bis zu 150.000 Schildkröten elend in engmaschigen Garnelennetzen zugrunde. Schutzmaßnahmen wurden daher in vielen Teilen der Welt eingeleitet. So auch in den USA, wo seit 1987 der "Endangered Species Act" den heimischen Fischern die Nachrüstung ihrer Netze mit Ausstiegshilfen für Schildkröten, sogenannten "Turtle Excluder Devices" (TED), vorschreibt
. Eine Klausel des Gesetzes verpflichtet zudem die Regierung, entsprechende Vorschriften auch für importierte Garnelen zu erlassen. Die USA verhängten daraufhin unter Berufung auf den Artenschutz ein Importverbot für Garnelen aus Ländern, die keine TEDs vorschreiben. 

Bald klagten Indien, Malaysia, Pakistan und Thailand unter Berufung auf ihre Freihandelsrechte auf die Aufhebung des Importverbotes. Die WTO gab dieser Klage im Herbst 1998 in der zweiten Instanz endgültig statt und forderte die USA auf, das Einfuhrverbot aufzuheben. Das erste Panel hob in einem aufsehenerregenden Urteil noch hervor, daß handelsbeschränkende Maßnahmen, die von Artikel XX GATT ergriffen würden, keinesfalls zu einer "Gefährdung" des internationalen Handelssystems führen dürften. Dessen vorrangiges Ziel sei schließlich die Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung durch mehr Handel. Die USA hätten dieses Ziel jedoch durch ihr Embargo gefährdet. 

Die Berufungsinstanz revidierte dieses Urteil teilweise. Sie erkannte grundsätzlich an, daß der Schutz der bedrohten Schildkröten ein wichtiges politisches Ziel sei. Folglich sei es auch grundsätzlich legitim, wenn Staaten ihren Marktzugang von der Einhaltung von Artenschutzmaßnahmen abhängig machen. Jedoch sollten diese im Rahmen multilateraler Abkommen vereinbart werden und könnten nicht im Alleingang bzw. gegen den Willen der betroffenen Exportländer erlassen werden
. 

Die bisherigen Urteile der in diesen Streitfällen eingesetzten Schiedsgerichte legten die Bestimmungen von Art. XX eng aus. Sie kamen zum Schluß, daß nur Produktstandards, nicht aber die Durchsetzung von Produktions- und Prozeßstandards im Ausland zulässig ist. Außerdem dürften handelspolitische Maßnahmen das Exportland nicht dazu zwingen, seine Politik zu ändern. Maßnahmen, deren Wirksamkeit nicht eindeutig sind, seien ebenfalls unzulässig. 
Insgesamt läßt sich feststellen, daß bei den Streitschlichtungsprozessen, wenn um Kollisionen der Umwelterhaltung mit dem Freihandel ging, die Organe der WTO stets zugunsten des Freihandels entschieden haben.

Die WTO-Entscheidungen zu Thunfisch und Meeresschildkröten werfen die Frage auf, ob ein Land im nationalen Alleingang gegen grenzüberschreitende Schäden für die Umwelt vorgehen kann. Dies ist gemäß des WTO-Vertragswerks praktisch ausgeschlossen. Ein Staat kann zwar innerhalb seiner Grenzen Maßnahmen zum Artenschutz ergreifen. Die WTO-Regeln bieten aber keinen Spielraum, diese Maßnahmen auch auf Nachbarländer auszudehnen. Der internationale Handel darf nach Ansicht der WTO nicht behindert werden
. 

3.16 Kommission für Handel und Entwicklung (CTE)

Dieser Ausschuß, "Committee on Trade and Environment" (CTE), wurde im April 1994 in Marrakesch zum Abschluß der Uruguay-Runde von der Ministerkonferenz beschlossen und im Rahmen der WTO eingerichtet. Die Arbeiten der Kommission wurden Anfang 1995 aufgenommen
. Die Hauptaufgabe besteht darin, den Zusammenhang zwischen Handels- und Umweltmaßnahmen unter Rücksichtsnahme einer „nachhaltigen Entwicklung“ zu klären und gegebenenfalls Änderungen der Regeln des multinationalen Handelssystems vorzuschlagen. 

Die CTE hat einen Zehn-Punkte-Arbeitsplan, der hauptsächlich eine Koordinierung von Umweltpolitik mit Handelspolitik im Rahmen der WTO vorsieht.

Bisherige Ergebnisse der CTE liegen in Form von Ökozeichen, von Rechten an geistigem Eigentum
, von Handelsbestimmungen mit gefährlichen Stoffen und dem Problem der im Inland verbotenen Waren
 sowie vom Handel mit Dienstleistungen
.

Ferner beschäftigt sich die CTE mit dem Thema der multilateralen Umweltschutzübereinkommen.

Die in diesem Rahmen festgelegten handelsbeschränkenden Maßnahmen sollten in das multilaterale Handelssystem aufgenommen werden. Die Kommission wird sich um eine Aufnahme in die WTO-Regeln kümmern. 

Auch bei an dem Thema der produktbezogene Maßnahmen und Verarbeitungs- und Herstellungsverfahren (siehe Kapitel 2.2) zeigt sich die CTE interessiert.

Hier muß die schwierigste Aufgabe im Rahmen der Diskussion über Handel und Umwelt gelöst werden. Es muß gewährleistet werden, unter gewissen Umständen, daß bei Gefährdung der Umwelt Schutzmaßnahmen getroffen wer den können, ohne protektionistischen Mißbrauch zu fördern. 

Die WTO-Regeln enthalten bei produktbezogenen Maßnahmen fast keine Einschränkung des Rechts der Mitglieder auf Schutz ihrer Umwelt. Dies könnte durch eine weltweite Harmonisierung der Normen und technischen Vorschriften geschehen. Die Hauptschwierigkeit sieht die CTE bei den nicht-produktbezogenen Maßnahmen (PPM
). 

Nach Ansicht der Kommission ist es mehr als wünschenswert, wenn sich auch der Umweltschutz weiterentwickelt und neue Möglichkeiten aufgegriffen werden. Dabei sollte aber untersucht werden, ob nicht bestehende Maßnahmen ausgebaut oder effizienter genutzt werden können. Dies kann durch eine Steigerung der Transparenz oder Vermeidung von diskriminierender Anwendung geschehen. Ein Beispiel ist dabei das bereits oben angesprochen Ökozeichen.

Um diese Aufgaben erfüllen zu können, muß die Kommission ihre Arbeit aber auch auf andere einschlägige Gremien abstimmen. Dies kann nur geschehen, wenn die Arbeit der CTE ergebnisorientiert ist, einem ausgewogenen Konzept unterliegt und transparent gestaltet wird. Nur so ist es möglich, daß neben internationalen Organisationen auch nationale oder regionale Umweltsachverständige mitwirken können.

3.2 Kommission für nachhaltige Entwicklung (CSD)

Der 1993 eingerichteten „UN-Kommission für Nachhaltige Entwicklung“
 kommt mit der Überwachung der Umsetzung und Fortentwicklung der "Agenda 21"
 und der Waldgrundsatzerklärung von Rio eine zentrale Rolle im Folgeprozeß der VN-Konferenz für Umwelt und Entwicklung zu, die 1992 in Brasilien) stattfand.

Sie ist dem Wirtschafts- und Sozialausschuß der UNO, ECOSOC, unterstellt
.

Ihr Ziel muß ist es, Fortschritte und Defizite in den bisherigen Berührungen kritisch zu analysieren, konkrete Handlungsoptionen aufzuzeigen und die jeweils verantwortlichen Akteure zu benennen. 

Mit dem Aktionsprogramm "Agenda 21" werden für alle wesentlichen Bereiche der Umwelt- und Entwicklungspolitik detaillierte Handlungsaufträge an alle Staaten gegeben, um einer weiteren Verschlechterung der Situation entgegenzuwirken, eine schrittweise Verbesserung zu erreichen und eine nachhaltige Nutzung der Ressourcen sicherzustellen. Das Aktionsprogramm gilt sowohl für Industrie- wie für Entwicklungsländer. Es enthält Festlegungen u.a. zur Armutsbekämpfung, Bevölkerungspolitik, zu Handel und Umwelt, zur Abfall-, Chemikalien-, Luftreinhalte- und Energiepolitik sowie zu Finanzen, Forschung und Technologie. Die Bundesregierung richtet ihre bi- und multilaterale entwicklungspolitische Zusammenarbeit an der Agenda 21 aus
. 

Der CSD gehören 53 Staaten an, darunter auch Deutschland. Die CSD kommt einmal jährlich zu zwei- bis dreiwöchigen Sitzungen zusammen, um - ihrem mehrjährigen Arbeitsprogramm entsprechend - die Umsetzung der einzelnen Kapitel der Agenda 21 und der Waldgrundsatzerklärung zu erörtern
. Erste Ergebnisse wurden auf dem Nachtreffen zu Rio de Janeiro („Rio +5“) vorgestellt.

Die Bundesregierung hat - wie andere Staaten - in Vorbereitung auf die 4. CSD-Sitzung im Jahr 1996 einen Bericht über die nationale Umsetzung der für 1996 einschlägigen Kapitel der Agenda 21 vorgelegt. 

In der Tagungsperiode 1994/1995 hat der damalige Bundesumweltminister Töpfer den Vorsitz geführt. Wichtigstes Ergebnis der 3. CSD-Tagung 1995 ist die Einsetzung eines Zwischenstaatlichen Waldpanels (Intergovernmental Panel on Forests - IPF), das bis 1997 eine Bestandsaufnahme der laufenden Arbeiten zur Umsetzung des Waldkapitels der Agenda 21 und der Waldgrundsatzerklärung von Rio sowie Vorschläge zum weiteren Vorgehen erarbeiten soll. Aus der Vielzahl der Entscheidungen ist daneben hervorzuheben, daß für die Bereiche "Veränderung von Konsum- und Produktionsmustern", "Indikatoren" und "Technologietransfer" Arbeitsprogramme verabschiedet wurden. 

3.3 UN-Konferenz über Handel und Entwicklung (UNCTAD)

Sie wurde im Jahre 1964 als ein permanenter zwischenstaatlicher Körper eingerichtet. Die UNCTAD, mit dem Sitz in Genf, stellt das Hauptorgan der UNO in Fragen bezüglich Handel und Entwicklung dar.

Sie beschäftigt sich mit den Themen Handel, Finanzen, Technologie, Investition und „nachhaltige Entwicklung“.

Ihre Ziele sind es, den Handel, die Investitionen und die Entwicklungsmöglichkeiten in den Entwicklungsländern zu fördern.

Ferner soll diesen Ländern bei der Anpassung an die stärker werdende Globalisierung geholfen werden wie auch ihre Volkswirtschaften in den internationalen Markt zu integrieren.

Gegenwärtig hat die UNCTAD 188 Mitgliedsstaaten.

Viele Nichtregierungsorganisationen (NROs) besitzen einen Beobachterstatus und beteiligen auch aktiv an der Arbeit.

Die UNCTAD arbeitet (unter anderem) eng mit der WTO, der Weltbank, dem Internationalen Währungsfonds, dem Internationalen Handelszentrum
 und anderen Organisationen (z.B. der OECD) zusammen.

4.0 Vorschläge von Internationalen Organisationen 

Viele Nichtregierungsorganisationen fordern international greifende und verbindliche Lösungen für den Konflikt zwischen Freihandel und Umweltschutz, stets unter dem Oberbegriff der „nachhaltigen Entwicklung“. Als Beispiel zu nennen sind in diesem Zusammenhang die internationale Nichtregierungsorganisation „Greenpeace“ und das „Forum Umwelt und Entwicklung“.

Beide Organisationen haben in Bezug auf die in dieser Arbeit untersuchte Problematik Forderungskataologe aufgestellt, welche nachfolgend vorgestellt werden sollen.

4.1 Der Forderungskatalog von Greenpeace

Greenpeace setzt auf einen umfassenden Strukturwandel im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung. Der verantwortungsbewußte Umgang mit natürlichen Ressourcen läßt laut Greenpeace sich nicht durch ein Welthandelssystem vereinbaren, welches ohne ökologische Schranken besteht. 

Greenpeace fordert daher einen Kurswechsel in der WTO als auch eine Reformierung des WTO-Vertragswerks.

Die erste Forderung ist eine ökologische Reform der WTO.

Bei dem kommenden Treffen der Regierungschefs der 134 WTO-Mitgliedstaaten in den USA im November 1999, um zur Jahrtausendwende eine neue WTO-Verhandlungsrunde
 zu beschließen. Laut Pressemitteilungen sollen dort weitere Bereiche des internationalen Handels liberalisiert werden. Diese Verhandlungsrunde darf nach Auffassung von Greenpeace keine Freihandelsrunde
 nach bisherigem Muster werden. Vielmehr müsse die WTO die Verpflichtung zur „nachhaltigen Entwicklung“ ernst nehmen. Das heißt, "Umwelt" und "Entwicklung" sollen nach Greenpeace im Mittelpunkt der neuen Verhandlungen stehen und in diesem Zusammenhang Fortschritte erzielt werden.

Wie bereits in Kapitel 1.0 angesprochen, wirken die Vielzahl der Umweltprobleme über Grenzen hinweg und sind im nationalen Rahmen nicht zu lösen. Bislang wurden daher ca. 180 multilaterale Umweltabkommen abgeschlossen, von denen etwa 10 Prozent handelsbeschränkende Maßnahmen enthalten (u.a. Konvention von Basel, CITES, Montreal Protokoll
von 1987). Deren formale Anerkennung durch die WTO steht jedoch noch aus (vgl. Art. XX GATT).

Multilaterale Umweltabkommen sind nach Greenpeace die derzeit wichtigsten Instrumente zur Lösung von internationalen Umweltproblemen. Damit es bei ihrer Umsetzung und Fortentwicklung zu keinem Stillstand oder gar Rückschritt kommt, fordert Greenpeace, daß der Vorrang der multilateralen Umweltabkommen vor der WTO anerkannt wird. Damit wären Handelsbeschränkungen, die im Rahmen solcher Umweltabkommen verhängt werden, von der WTO nicht länger angreifbar. Das würde z.B. das Exportverbot von Giftmüll aus Industrie- in Entwicklungsländer (Konvention von Basel
), oder Handelsverbote zum Schutz bedrohter Arten (CITES) wirkungsvoll gegen Klagen vor der WTO schützen.

Zu diesem Zweck schlägt Greenpeace vor, Artikel XX des GATT um eine allgemeine Ausnahmeklausel für Handelsbeschränkungen in Umweltabkommen zu erweitern. Denn Artikel XX legt die Bedingungen fest, unter denen Handelsrestriktionen möglich sind.

Um den Mißbrauch einer solchen Schutzklausel zu vermeiden, könnte UNEP
, das Umweltprogramm der UN, ergänzende Kriterien festlegen, wann multilaterale Umweltabkommen den Ausnahmestatus unter der WTO erhalten. Kriterien könnten z.B. sein: geographische Reichweite des Umweltproblems, Anzahl der Ratifikationen des Abkommens, Wirksamkeit und Transparenz der getroffenen Maßnahmen. 

Bei Kompetenzstreitigkeiten zwischen der WTO und Umweltabkommen sollte zur Streitschlichtung eine unabhängige Instanz eingeschaltet werden. Um das Risiko solcher Streitfälle gering zu halten und um die Abstimmung zu verbessern, hält Greenpeace es für angebracht, den Sekretariaten der Umweltabkommen künftig Beobachterstatus in der WTO einzuräumen.

Für die Umweltstandards der Produktion hält Greenpeace ebenfalls Lösungsvorschläge bereit. Die WTO setzt eine Gleichbehandlung für gleichartige Endprodukte voraus. Eine Diskriminierung oder auch Vorzugsbehandlung bestimmter Produktionsverfahren gestattet sie in der Regel nicht. Aus ökologischer Sicht und somit aus Sicht von Greenpeace sind gleichartige Endprodukte jedoch nicht gleichwertig, bei Holz z.B. mache es einen großen Unterschied, ob Holz aus Raubbau oder nachhaltiger Forstwirtschaft stammt.

Greenpeace erachtet dies als eine wesentliche Blockade gegenüber einer nachhaltigen Entwicklung. Solange Umweltstandards, z.B. im Rahmen von Umweltabkommen, international nicht verbindlich festgeschrieben sind, sollten auch unilaterale Maßnahmen erlaubt sein, um Umweltschäden abzuwenden
. Solche Maßnahmen könnten sowohl in Handelsrestriktionen (z.B. Grenzausgleichsabgaben und Importbeschränkungen, etwa für Raubbau-Holz aus Urwäldern), als auch in Anreizen (z.B. Zollpräferenzen, Umweltlabels) bestehen. So ließen sich geeignete Rahmenbedingungen für umweltverträgliche Innovationen schaffen. Zugleich würden verantwortungsbewußt handelnde Unternehmen vor Konkurrenten geschützt, die keine Standards beachten und Mensch und Natur ausbeuten.

Greenpeace schlägt daher vor, eine Erweiterung von Art. III GATT mit dem Ziel zu prüfen, ob Nationen im Falle von Produkten, die ökologisch bedenklich sind, Grenzausgleichsabgaben zum Schutz der Umwelt verlangen können. Ähnlich wäre eine Erweiterung von Art. XX GATT zu prüfen, um unter klar bestimmten Bedingungen auch Handelsbeschränkungen bzw. -präferenzen von Seiten eines Landes zuzulassen.

Greenpeace fordert ferner den Abbau umweltschädigender Subventionen. 

Das Subventionsabkommen der WTO sieht den umfassenden Abbau von Subventionen vor. Während viele Entwicklungsländer seit langem auf den Abbau von Agrar- und Fischereisubventionen der Industrieländer drängen, setzen diese ihre Subventionspraxis fort und betreiben auf dem Weltmarkt – z.B. durch Exportsubventionen für Fleisch und Getreide – ein „Dumping“ zu Lasten der Landwirtschaft und Ernährungssicherheit vieler Entwicklungsländer
.

Viele Subventionen in den Bereichen Agrar-, Forst- und Fischereiwirtschaft sind weder sozial- noch umweltverträglich. Greenpeace fordert daher die Überprüfung der Subventionspraxis im Rahmen der WTO-Verhandlungen. Bei der Frage nach der Zulässigkeit von Subventionen sind unter Beteiligung aller Betroffenen ökologische, soziale und Ernährungssicherheits-Kriterien zu entwickeln und anzuwenden. Dabei ist insbesondere den Interessen der Entwicklungsländer Rechnung zu tragen.

Demokratisierung der WTO 

Nach Ansicht von Greenpeace ist die WTO ist nicht demokratisch strukturiert. Im einem Widerspruch zu ihrem weitreichenden Mandat stehen die kaum vorhandenen demokratischen Kontrollmöglichkeiten. Ferner bemängelt Greenpeace die geringe Transparenz, unzureichenden Beteiligungsmöglichkeiten und die fehlende Rechenschaftspflicht gegenüber den Vereinten Nationen, den Parlamenten ihrer Mitgliedstaaten und vor allem gegenüber der Öffentlichkeit.

Greenpeace fordert daher eine umfassende Demokratisierung der WTO unter Mitwirkung der UN, der nationalen Parlamente und der internationalen Zivilgesellschaft. In einem ersten Schritt ist zu prüfen, ob die Verfahrensregeln von UN-Organisationen wie z.B. des ECOSOC auf die WTO übertragen werden können, um Informations- und Beteiligungsrechte für Nichtregierungsorganisationen wie Greenpeace einzuführen.

Insbesondere bei den Streitschlichtungsverfahren sind erweiterte Informationsrechte sowie ein Anhörungsrecht für Nichtregierungsorganisationen einzuführen. Dies gelte auch für die „Millennium Round“, denn angesichts der zunehmenden Vernetzung der internationalen Handels- und Umweltpolitik ist der Erfolg künftiger Verhandlungsrunden stärker denn je an einen breiten politischen Konsens gebunden.

Für Deutschland schlägt Greenpeace vor, einen ständigen "Beirat Umwelt und Entwicklung" beim Bundeswirtschaftsministerium einzurichten. Zugleich unterstützt Greenpeace die Forderung, eine Enquête-Kommission des Deutschen Bundestages zur Neugestaltung des Weltwirtschaftsregimes zu berufen.

4.2 Der Forderungskatalog vom „Forum Umwelt und Entwicklung“

Die Vorstellungen des Forums „Umwelt und Entwicklung“ weichen tendenziell nicht sehr von denen von Greenpeace ab.

Das Forum hat jedoch, im Gegensatz zu Greenpeace, eine Reihe von Vorschlägen, die sich nicht unbedingt auf die WTO beziehen.

Die wichtigsten davon sollen nachfolgend vorgestellt werden.

Das Forum fordert zunächst die Einführung von umweltpolitischen Leitlinien bei Entwicklungsbanken (z.B. die Weltbank oder der Internationale Währungsfonds). Das bedeutet, daß einer Kreditvergabe einer „Umweltverträglichkeitsprüfung“ vorangehen muß, neben den sonstigen Kreditprüfungen. Damit sollen umweltschädigende Projekte, die langfristig auch nicht wirtschaftlich lukrativ sein können, vermieden werden.

Ein ähnliches Thema stellen die Subventionen dar. Das Forum favorisiert ein weltweites Verbot von umweltschädlichen bzw. umwelthemmenden Subventionen.

Das Forum erachtet außerdem eine Einführung von weltweit gültigen und völkerrechtlich verbindlichen sozialen und ökologischen Mindeststandards als notwendig. Nationale oder regionale Standards könnten das „Makroproblem“ Umweltverschmutzung, wie bereits unter Kapitel 1.0 ausgeführt, nicht endgültig lösen. Diese stellen jedoch einen ersten Schritt in die richtigen Richtung dar. Damit verbunden sollen auch internationale Öko-Steuern eingeführt werden, da bei diesem Thema ebenfalls nationale oder regionale Abkommen nicht ausreichen
.

Eine Stärkung der CSD (siehe Kapitel 3.2) hält das Forum ebenfalls für wichtig. Aufgrund ihrer direkten Zugehörigkeit zu den Vereinten Nationen komme dieser Kommission dann mehr Kompetenz und Autorität zu.

In Bezug auf die WTO hält das Forum es für angebracht, daß die WTO Vorrangsklauseln für Entwicklungsländer in ihr Vertragswerk einführt. Dahinter stehen jedoch offensichtlich mehr soziale als ökologische Gründe.

5.0 Zusammenfassung

Das multilaterale Handelssystem und das Systems des Freihandels an sich sind nicht in der Lage, allein mit diesen funktionellen Mängeln der Marktwirtschaft fertig zu werden, welche die Sicherung der Umwelt gefährden, selbst nicht, nachdem sie durch die Gründung der WTO gestärkt wurden
. 

Die bisherigen Ergebnisse der WTO-Kommission „Handel und Umwelt“ lassen nicht darauf schließen, daß der Konflikt zwischen den beiden Themenbereichen ausgeräumt ist oder daß Verhandlungen in naher Zukunft in konkrete Schritte zu einer umweltpolitischen Reform von GATT/WTO münden werden. 

Wenn es der internationalen Umweltpolitik ebenfalls nicht gelingen sollte, eine Unterordnung handelspolitischer Interessen gegenüber dem Primat des Umweltschutzes und der nachhaltigen Entwicklung herbeizuführen, ist zukünftig mit einer Ausdehnung von Handelsstreitigkeiten zu rechnen. Ob die Umwelt hierbei zu den Gewinnern zählen wird, ist fraglich.

Andererseits könnte aber auch die völlig korrekte Anwendung der bestehenden WTO-Regeln ein ernstzunehmendes Hindernis für angemessene Lösungen darstellen, um die sich entweder andere internationale Organisationen oder einzelne Regierungen gemeinsam bemühen.

Eine Schaffung einer neuen supranationalen Ordnung, die mit ausreichender Kompetenz und allgemein respektierter Autorität ausgestattet ist, scheint nicht realistisch.

Eine Stärkung der WTO, auch unter der Gefahr einer Überbürdung durch zu viele Aufgaben, scheint opportun. Die WTO bildet das derzeit stärkste Gremium für Wirtschaftsfragen. Daher ist eine Kompetenzerweiterung auf umweltpolitische Fragen angebracht
. Dies erscheint besonders wichtig in Bezug auf die zunehmende Globalisierung. 

Aufgabe der WTO wird es sein, daß umwelt-, sozial- und beschäftigungspolitische Probleme nicht zum Vorwand für diskriminierende Handelssanktionen werden. Diese nach wie vor „hausgemachten“ Probleme werden überwiegend von der nationalen Politik bewältigt werden müssen. 

Die Industrieländer müssen ihren Ressourcenverbrauch auf ein Niveau zurückführen, das für alle Menschen in der Welt verallgemeinbar ist, ohne die natürlichen Lebensgrundlagen zu gefährden. Als machtpolitisch und wirtschaftlich dominierende Akteure im globalen System tragen sie ferner die Hauptverantwortung dafür, daß der Ressourcentransfer an die armen Staaten ausgeweitet und die wirtschaftlichen Strukturen umwelt- und entwicklungsverträglich umgestaltet werden (siehe dazu Kapitel 4.0). Auch wenn die Industrieländer den Großteil der Verantwortung tragen, so tragen sie doch nicht die alleinige:

Die Entwicklungsländer müssen eine sozial integrative und demokratisch legitimierte Wachstumsstrategie verwirklichen, die auf die Bedürfnisse der Menschen ausgerichtet ist und die „Umweltsünden“ der Industrieländer vermeidet. 

Hier kann die WTO durch die Öffnung der Märkte der Industrieländer beitragen. Darüber hinaus liegt es in der Hand der WTO-Staaten, die multilateralen Handels- und Wettbewerbsregeln derart zu gestalten, daß sie Vereinbarungen der internationalen Umweltkooperationen und der Etablierung einer internationalen Sozialordnung nicht zuwiderlaufen.

Ein funktionsfähiges multilaterales Investitionsabkommen sollte neben Maßnahmen zum Schutz der Investoren auch Vereinbarungen zum Schutz vor einem wirtschaftlich, sozial und ökologischen Standortwettbewerb um Kapitel enthalten.

Bevor die WTO jedoch ihre erweiterte Rolle übernehmen kann, muß sie für eine Harmonisierung mit den anderen relevanten Völkerrechtsquellen sorgen. Es wird argumentiert, daß einige der multilateralen Umweltübereinkommen (das Protokoll von Montreal über FCKW, CITES, die Baseler Konvention usw.) handelsbezogene Umweltmaßnahmen enthalten, die zumindest teilweise im Widerspruch zu der formalen GATT/WTO-Doktrin stehen, was zu einer Situation führt, in der formal jeder WTO-Mitgliedstaat versucht sein könnte, ihre Allgemeingültigkeit in Frage zu stellen.

Die WTO muß ebenso wie z.B. das nordamerikanische Freihandelsabkommen (NAFTA) die Legitimität der internationalen Umweltübereinkommen anerkennen und seine eigenen Mechanismen entsprechend anpassen; dies gilt insbesondere für die Regeln zur Beilegung von Streitigkeiten (siehe dazu Kapitel 3.12).

Dies ist eine Frage von außerordentlicher Bedeutung für die gesamte Zukunft der WTO, da die WTO hierdurch mit der fundamentalen politischen Herausforderung konfrontiert wird, eine Lösung für die Schnittstelle Handel/Umwelt zu finden oder die öffentliche Unterstützung und damit ihre Legitimität zu verlieren. Zugleich stellt dies aber für die WTO auch eine große politische Chance dar, die darin besteht, eine Lösung zu finden, die die nachhaltige Entwicklung aufwertet und die globale Wirtschaft und damit auch die Rolle der WTO stärkt, und zwar bis weit in das kommende Jahrtausend.
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